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Schwarzach, den 20. März 2019 

 

Immer Ärger mit dem Müll 

 

Sehr geehrte Eigentümerinnen und Eigentümer, sehr 

geehrte Bewohner, 

wer kennt das nicht: Da hält sich – ob Eigentümer oder Mieter – jemand mal wieder nicht an 

die Mülltrennung. Ob Sperr- oder Sondermüll, alles landet in der Restmülltonne. Womit dieser 

für den eigenen Hausmüll oft nicht mehr ausreicht. Was tun? 

Erhöht man – selbstverständlich nach Beschlussantrag – die Entsorgungskapazität, werden 

zusätzliche Kosten generiert. Das ist nicht gewollt, also muss die Hausverwaltung das Problem 

lösen. 

Ihre Verwaltung wird gerne appellieren. Ein informativer Aushang oder eine 

Bewohnerinformation kann weiterhelfen. Oftmals aber bleibt es beim fruchtlosen Appell und 

nicht selten landet die Bewohnerinfo wieder da, wo sie nicht hinsoll – im Restmüllbehälter. 

Weitere Maßnahmen kann und darf die Verwaltung ohne Beschlussfassung nicht ergreifen. 

Die Vorschriften zur Mülltrennung sind öffentlicher Art – sie entspringen den kommunalen 

Abfallsatzungen. Verstöße gegen diese sind Ordnungswidrigkeiten. Der Verursacher einer 

solchen ist im Fall der Fälle anzuzeigen. Dies wiederum kann nur erstatten, wer Zeuge des 

Vorfalls ist. In den seltensten Fällen ist dies die Verwaltung. Zivilcourage und direktes Handeln 

sind gefragt. 

Viele Kommunen bieten eine Müllberatung an. Diese unterstützt bei der Frage nach 

Spezialmüllbehältern (Papier; Bio; etc.) – ein Termin vor Ort bringt Lösungen. 

Bei größeren Wohnanlagen kann Ihr Verwalter Kontakt zu Abfallspezialisten herstellen. Deren 

Abfallmanagement hilft in einigen Fällen zur Kosteneinsparung. Diese 

Entsorgungsspezialisten verfügen auch über Entsorgungssysteme nach z.B. Gewicht oder 

Kubatur und bieten parallel die Abrechnungsdienstleistung hierfür an. 

Fazit: Es gibt mannigfaltige Lösungsansätze zum Thema Müll. Diese sind fast ausnahmslos 

mit Kosten verbunden, teilweise ist deren Weiterberechnungsmöglichkeit auf die Mieter 

umstritten. Das gilt es in Kauf zu nehmen. Die Verwaltung jedenfalls tritt auch hier als neutraler 

Moderator auf – die Durchsetzung der kommunalen Abfallsatzungen obliegt ihr nicht. 


